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Überwachungskameras: Unzulässigkeit, wenn Nachbarn 
eine Überwachung objektiv ernsthaft befürchten müssen 
 
Nachbarn können auch dann schon einen Anspruch auf Entfernung von 
Überwachungskameras haben, wenn sie eine Überwachung objektiv 
ernsthaft befürchten müssen. Das hat jetzt das Amtsgericht (AG) Bad 
Idburg entschieden. 
 
Was war passiert? 
Die Parteien sind Nachbarn und bewohnen jeweils eine Hälfte eines 
ländlich gelegenen Doppelhauses. Sie sind seit mehreren Jahren total 
zerstritten. Im Sommer 2020 brachte der Beklagte auf seinem 
Grundstück zwei Überwachungskameras mit intelligenter 
Videotechnologie an. Die Kameras können Daten speichern und 
verarbeiten, Personenzählungen auch nach Alter und Geschlecht sowie 
Objekt- und Personenerkennung in Echtzeit durchführen. Die vordere 
Kamera erfasst aus einer Höhe von ca. 4 bis 5 Metern den gesamten 
Einfahrtsbereich sowie die Zufahrtsstraße nebst Wanderweg. Die in einer 
Höhe von 3 bis 4 Metern angebrachte Kamera an der Rückseite des 
Hauses ist auf den hinter dem Doppelhaus befindlichen Garten und die 
dahinterliegenden Felder ausgerichtet. Beide Kameras sind grundsätzlich 
in der Lage, das Grundstück der Klägerin zu erfassen. Allerdings, 
behauptete der Beklagte, würden alle Bereiche, die nicht seinem 
Grundstück zuzuordnen seien, verpixelt. 
 
Wie hat das AG entschieden? 
Das AG hat den Beklagten verurteilt, die Kameras zu entfernen oder so 
auszurichten, dass die Linsenbereiche der Kameras vom Grundstück der 
Klägerin aus nicht mehr zu sehen sind. Der Klägerin stehe ein Anspruch 
auf Beseitigung der Kameras in der jetzigen Form zu, da die Installation 
ihr Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt. 
 
Dabei könne offenbleiben, ob die Kameras tatsächlich Teile des 
klägerischen Grundstücks erfassen. Ein Unterlassungsanspruch könne 
nämlich schon dann bestehen, wenn jemand eine Überwachung durch 
Überwachungskameras objektiv ernsthaft befürchten müsse 
(„Überwachungsdruck“). 
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Objektive Umstände… 
Dies sei hier der Fall gewesen. Denn die Klägerin habe aufgrund der 
Umstände objektiv ernsthaft befürchten müssen, in den 
Überwachungsbereich der Kameras einbezogen zu werden. Beide 
Kameras seien grundsätzlich von der Anbringung und vom 
Erfassungswinkel her in der Lage, das Grundstück der Klägerin 
(teilweise) zu erfassen. Darauf, ob Teile des Erfassungsbereichs verpixelt 
seien, komme es nicht an, da die Verpixelung aufgehoben werden könne 
und dies für die Klägerin von außen nicht zu erkennen sei. 
 
… und ewige Streitereien 
Darüber hinaus sei – wie auch das beiderseitige Verhalten vor Gericht 
gezeigt habe – das nachbarschaftliche Verhältnis der Parteien durchweg 
von Auseinandersetzungen und Misstrauen geprägt, sodass die Klägerin 
objektiv nachvollziehbar die konkrete Befürchtung haben kann, dass es 
zu einer Überwachung durch die streitgegenständlichen Kameras 
kommt. 
 
Das Urteil ist rechtskräftig. 
 
Amtsgericht Bad Idburg, Urteil vom 12.11.2021, 4 C 366/21 
 
Elektroauto: Keine Sondernutzung des Gehwegs für 
Kraftfahrzeug-Ladekabel 
 
Das Verwaltungsgericht (VG) Frankfurt am Main hat die Klage eines 
Elektroautofahrers auf Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis für eine 
Kabelleitung über den Gehweg abgewiesen.  
 
Der Kläger hatte bei der Stadt Oberursel die Erteilung einer 
Sondernutzungserlaubnis für zwei über den Gehweg laufende 
Kabelleitungen beantragt, um seine Kraftfahrzeuge, ein Plug-In-
Hybridfahrzeug und ein Elektrofahrzeug, unmittelbar vor seinem 
Grundstück im öffentlichen Straßenraum aufladen zu können. Für den 
drei bis sechs Stunden andauernden Ladevorgang sollten Kabelbrücken 
mit einer Höhe von maximal 4,3 cm die am Boden liegenden 
Elektroleitungen abdecken und somit eine gefahrlose Überquerung 
ermöglichen. Dies lehnte die Stadt Oberursel unter Hinweis darauf ab, 
dass durch die entstehenden Stolperfallen der störungsfreie 
Gemeingebrauch für die Fußgänger nicht mehr gewährleistet sei. 
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Die hiergegen erhobene verwaltungsgerichtliche Klage begründete der 
Kläger im Wesentlichen damit, dass die mit gelb-schwarzen 
Warnmarkierungen versehenen Kabelbrücken keine Gefahr für den 
Fußgängerverkehr darstellten. In Oberursel sei keine hinreichende 
Anzahl von Ladesäulen vorhanden, um seine beiden Kraftfahrzeuge 
jederzeit aufladen zu können. Aspekte des Klimaschutzes und der sog. 
Mobilitätswende würden überhaupt nicht berücksichtigt. 
 
Das VG Frankfurt am Main hat die Klage abgewiesen, weil es keine 
rechtlichen Bedenken an der Entscheidung hat. Grundlage für eine 
straßenrechtliche Sondernutzungserlaubnis sei § 16 Abs. 1 des 
Hessischen Straßengesetzes. Die Vorschrift räume der beklagten 
Kommune ein Ermessen ein. Deshalb könne grundsätzlich kein 
gebundener Rechtsanspruch auf Erteilung einer 
Sondernutzungserlaubnis geltend gemacht werden. Es bestehe lediglich 
ein Anspruch auf eine ermessensfehlerfreie Entscheidung der Behörde. 
Dementsprechend beschränke sich die gerichtliche Kontrolle nur auf die 
Prüfung, ob die gesetzlichen Grenzen des Ermessens eingehalten 
würden. Dies sei vorliegend der Fall. 
 
Insbesondere habe sich die Stadt Oberursel, wie in der Rechtsprechung 
gefordert, allein an straßenbezogenen Gesichtspunkten orientiert und 
damit die Sicherheit und Leichtigkeit des Straßenverkehrs sowie des 
einwandfreien Straßenzustands in ihre Ermessenserwägung einbezogen. 
Mit der Verlegung einer Kabelbrücke auf dem Gehweg würden 
insbesondere für Personen mit Gehbehinderungen, die beispielsweise auf 
die Benutzung eines Rollstuhls oder Rollators angewiesen sind, die 
Barrierefreiheit eingeschränkt und Stolperfallen eingebaut. Diese 
öffentlichen Belange seien höher zu bewerten als das private Interesse 
des Klägers, seine Elektrofahrzeuge unmittelbar in der Nähe des Hauses 
aufladen zu können. 
 
Auch das Staatsschutzziel des Klimaschutzes fordere keine andere 
Entscheidung. Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfG) zum Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen vom 24.3.2021 
lege dar, dass es nach dem Grundgesetz (Art. 20a GG) keine subjektiven 
Rechte Einzelner begründe. Aspekte des Klimaschutzes zählten nicht zu 
den Gesichtspunkten, die im Rahmen einer Ermessensentscheidung zur 
Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis zu berücksichtigen seien. 
 
Am Rande erwähnte das Gericht schließlich noch, dass die Mobilität des 
Klägers nicht unangemessen eingeschränkt werde, weil er über zwei 
Fahrzeuge verfüge. Daher bestünde die Möglichkeit, die Fahrzeuge 
nacheinander an einer Ladestation aufladen zu lassen. 
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VG Frankfurt am Main, Urteil vom 24.2.2022, 12 K 540/21.F 

Urheberrechtlicher Hinweis: 
Der Newsletter ist nur zur persönlichen Information des Empfängers und seiner Mitarbeiter bestimmt. 
Eine Weitergabe des Inhalts an Dritte ist nicht gestattet. Nachdruck, fotomechanische, elektronische oder 
sonstige Vervielfältigung, Bearbeitung, Übersetzung, Mikroverfilmung und Einspeicherung, 
Verarbeitung bzw. Wiedergabe in Datenbanken oder anderen elektronischen Medien oder Systemen ist 
– auch auszugsweise – nur nach schriftlicher Zustimmung des Verfassers erlaubt. 
 
Haftungsausschluss: 
Der Inhalt Newsletters ist nach bestem Wissen und Kenntnisstand erstellt worden. Haftung und Gewähr 
für die Korrektheit, Aktualität, Vollständigkeit und Qualität der Inhalte sind ausgeschlossen. Die 
Informationen stellen keine rechtliche oder steuerliche Beratung dar und begründen kein 
Beratungsverhältnis. 
 
Änderung und Abmeldung des Newsletter-Abonnements: 
Sie erhalten unseren aktuellen Newsletter regelmäßig für die von Ihnen angegebenen Rechtsgebiete 
unter der von Ihnen angegebenen E-Mail-Anschrift. Sollten Sie eine Änderung der Rechtsgebiete 
wünschen, lassen Sie uns dies bitte wissen. Wollen Sie den Newsletter nicht mehr beziehen, reicht eine 
kurze E-Mail an duesseldorf@simon-law.de aus, wir werden Sie sodann umgehend aus dem Verteiler 
entfernen. 
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